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Unternehmensidentifikator für die Schweiz
Unternehmen stehen in vielseitigem Kontakt mit der Verwaltung. Für viele dieser Verwaltungs-

kontakte existieren eigene administrative Identifikationsnummern. Die Vielfalt an unterschied-

lichen Identifikatoren erschwert die administrative Abwicklung zwischen Unternehmen und der 

Verwaltung (B2G) und verursacht Doppelspurigkeiten. Unternehmensdaten können wegen der 

Inexistenz eines schweizweit einheitlichen Identifikators nur sehr eingeschränkt zwischen den 

Verwaltungsstellen (G2G) ausgetauscht werden. Mehrfacherfassungen mit entsprechend vielen 

Inkonsistenzen sind die Folge. Der Bundesrat hat am 28. Oktober 2009 die Botschaft1 zum 

Bundesgesetz über die Unternehmens-Identifikationsnummer (UIDG) verabschiedet. Dieses neue 

Gesetz erlaubt, schweizweit eine einheitliche und eindeutige Unternehmens-Identifikationsnum-

mer einzuführen. Sofern das Parlament der Vorlage zustimmt, tritt das UIDG auf den 1. Januar 

2011 in Kraft.

Andreas Spichiger

Der Bundesrat hat 2007 das Bundesamt 
für Statistik BFS mit der Einführung der 
Unternehmens-Identi f ikat ionsnummer 
(UID) beauftragt. Die UID soll es erlauben, 
alle Unternehmen in der Schweiz eindeu-
tig, rasch und nachhaltig zu identifizieren. 
Darüber hinaus soll die UID mittelfristig die 
heute in der Verwaltung existierenden Un-
ternehmensidentifikatoren ablösen. Dazu 
gehören zum Beispiel die Mehrwertsteuer-
nummer und die Handelsregisternummer. 
Zur Zuweisung, Führung und Verwaltung 
der UID wird ein Register (UID-Register) 
aufgebaut. 

Zielsetzungen der UID
Obwohl die UID an und für sich ein sehr 
einfaches Element ist, wird mit ihr eine 
grosse Zahl von Zielen verfolgt. Die Wirt-
schaft und die Verwaltung sollen eine ein-
heitliche UID verwenden können, die breit 
abgestützt, einfach und effizient ist und für 
die Unternehmen keinen Aufwand gene-
riert. Das UID-System baut zudem auf be-
reits bestehenden Strukturen und Verwal-
tungsprozessen auf. In diesen dienen die 
UID und das UID-Register einzig der Iden-
tifikation von «Unternehmen», weshalb im 
UID-Register auch nur die für die Identifi-
kation von «Unternehmen» erforderlichen 
Daten geführt werden. Um eine breite An-
wendung der UID zu ermöglichen, wird 
der Unternehmensbegriff weit gefasst und 
ist die UID öffentlich zugänglich und nutz-
bar. Um aber Missbrauch zu verhindern, 
wird dem Datenschutz hohe Aufmerksam-

keit geschenkt. Daher werden im UID-Re-
gister keine weiteren Daten zusammenge-
führt und auch keine anderen Aufgaben 
wie bei einem Handelsregister übernom-
men.

Es wird die rasche Einführung einer ein-
fachen, aber ausbaufähigen Lösung ange-
strebt. Das Projekt soll nicht überladen 
werden. Das Konzept sieht daher eine 
schrittweise Einführung mit allfälligen Er-
weiterungen vor.

Lösungsansatz
Die UID besteht aus dem dreistelligen 
Ländercode nach ISO 3166-1 sowie einer 
neunstelligen Nummer mit Prüfziffer (vgl. 
Abbildung 1).

Das UID-Register funktioniert als das 
Register unter vielen, das zwischen allen 
Datensammlungen mit Unternehmensda-
ten eine gute Abstimmung ermöglicht 
 sowie sicherstellt, dass immer von dem-
selben Unternehmen gesprochen wird. 
Selber ist es nur für die UID und den UID-
Status (Status der Eintragung) verantwort-
lich. Die anderen Daten übernimmt es aus 
anderen Registern. 

Die ausgewählte Stellung erhält das 
UID-Register dadurch, dass es mit vielen 
anderen Registern Daten konsolidiert und 
das Gesetz vorschreibt, dass die anderen 
Identifikationsnummern abgelöst werden. 
Dabei ist für die Entstehung des Nutzens 
unerheblich, ob die Nummer tatsächlich 
abgeschafft wird oder nicht. Wesentlich ist 
einzig, dass andere Nummern nicht mehr 

öffentlich als Identifikationsmerkmale ver-
wendet werden. 

Das Betriebs- und Unternehmensregis-
ter BUR2 des BFS dient als Referenzregis-
ter. Alle im BUR geführten Unternehmen 
erhalten eine UID. Dies sind rund 700 000 
Unternehmen, unter anderem auch alle in 
den 28 kantonalen Handelsregistern und 
im Mehrwertsteuerregister eingetragenen 
aktiven Einheiten. Das UID-Register wird, 
insbesondere aus Datenschutzgründen, 
vom BUR getrennt aufgebaut und beinhal-
tet nur minimale Identifikationsmerkmale. 
Die laufende Nummernvergabe und Ak-
tualisierung der Unternehmensdaten ge-
schieht über die verschiedenen Verwal-
tungsstellen (UID-Stellen) im Rahmen ihrer 
üblichen Prozesse.

Gesetzgebungsprozess
Im Anschluss an die Genehmigung des 
Konzepts durch den Bundesrat am  
20. Februar 2008 wurde ein Gesetzesent-
wurf erarbeitet. Im Herbst 2008 ging der 
Gesetzesvorschlag in die Ämterkonsultati-
on. Auf Basis der Rückmeldungen und 
entsprechenden Überarbeitungen eröffne-
te der Bundesrat am 28. Januar die öffent-
liche Vernehmlassung, an der sich 76 Or-
ganisationen beteiligten. Obwohl die UID 
mehrheitlich begrüsst wird, gab es betref-
fend die vorgeschlagene Lösung mehr 
oder weniger starke Vorbehalte. Diesen 
konnte zum Teil mit Änderungen begegnet 
werden, und der Bundesrat hat am 
28. Oktober 2009 die Botschaft zum Bun-
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Abbildung 1: Unternehmens-Identifikationsnummer
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desgesetz verabschiedet. Sofern es im 
Parlament keine Verzögerungen gibt, tritt 
das Gesetz3 voraussichtlich am 1. Januar 
2011 in Kraft.

Inhalt des UID-Registers
Bei der Definition der «Unternehmen», die 
eine UID erhalten sollen, wurde im Sinne 
der Ziele eine breite Menge angestrebt. 
Auf der anderen Seite suchte man Ab-
grenzungen, damit nicht jedes beliebige 
Objekt als Unternehmen gilt. Damit das 
Gesetz möglichst präzis ausformuliert 
werden konnte, wurde für «Unternehmen» 
der Begriff UID-Einheit verwendet. Dabei 
handelt es sich um Einheiten des Handels-
registers, der Eidgenössischen Steuerver-
waltung (insb. mehrwertsteuerpflichtige 
Personen), Selbstständigerwerbende und 
freie Berufe, einfache Gesellschaften wie 
zum Beispiel Praxisgemeinschaften, in der 
Schweiz tätige ausländische Unterneh-
men, land- und forstwirtschaftliche Betrie-
be, Einheiten der öffentlichen Verwaltung, 
mit öffentlich-rechtlichen Aufgaben be-
traute Einrichtungen und Vereine und Stif-
tungen, die AHV-Beiträge abrechnen.

Die zu einer UID-Einheit im UID-Register 
gespeicherten Daten sind im Gesetz nach 
Kern-, Zusatz- und Systemmerkmalen un-
terschieden. Die Kernmerkmale umfassen 
neben der UID den UID-Status und die 
UID-Ergänzung, die Auskunft darüber 
gibt, ob eine UID-Einheit im Handelsregis-
ter als nicht gelöscht oder im MWST-Re-
gister als steuerpflichtig eingetragen ist. 
Weiter werden Name, Firma oder Bezeich-
nung und Adresse festgehalten. Zusätzlich 
wird der Status des Eintrags im Handels-
register sowie der Status des Eintrags im 
Mehrwertsteuerregister mit Beginn und 
Ende der Mehrwertsteuerpflicht in den 
Kernmerkmalen verzeichnet. Auf diese 
Daten hat die Öffentlichkeit im Prinzip Zu-
griff. Unternehmen, die nicht in einem öf-
fentlich zugänglichen Register eingetragen 
sind, müssen jedoch der Publikation ihrer 
Daten ausdrücklich zustimmen.

Bei den Zusatzmerkmalen handelt es 
sich um Merkmale zur näheren Bestim-
mung der UID-Einheit, insbesondere Be-
zeichnungen der UID-Einheit und Anga-
ben zu ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit. Auf 
diese Merkmale haben ausschliesslich 
UID-Stellen (vgl. unten) Zugriff.

Die Systemmerkmale umfassen aus-
schliesslich Informationen, die zur Füh-
rung des UID-Registers erforderlich sind. 
Ein solches Merkmal ist zum Beispiel das 
Datum der Eintragung in das UID-Register. 
Systemmerkmale sind nur der UID-Regis-
ter-führenden Stelle BFS zugänglich.

Aus den Vernehmlassungsantworten 
wurde deutlich, dass die ausschliessliche 
Einführung der UID in bestehenden Lö-

sungen zu verhältnismässig hohen Kosten 
führen kann. Es gibt viele Entitäten, die die 
gleiche Rolle innerhalb eines Prozesses 
wahrnehmen, für die aber keine UID ver-
geben wird. Als Beispiel können hier die 
Ausgleichskassen dienen, bei denen nicht 
nur Unternehmen als Beitragszahler ge-
führt werden. Zu diesen gehört zum Bei-
spiel auch eine sehr grosse Zahl von 
Nichterwerbstätigen wie Studenten, die 
ihre Beiträge selber entrichten. Damit eine 
kostengünstige Lösung realisiert werden 
kann, muss diese semantische Differenz 
überbrückt werden. 

Zu diesem Zweck ist im Gesetzesent-
wurf die Administrativnummer vorgese-
hen. Diese hat gegenüber der UID in Ab-
bildung 1 ein anderes Präfix, ansonsten 
aber das gleiche Format. Die Administra-
tivnummer ist eine im UID-Register geführ-
te Nummer zur Identifikation von Einhei-
ten, die nicht als UID-Einheiten gelten, 
durch bestimmte Verwaltungsstellen (z.B. 
AHV-Ausgleichskassen) jedoch zur Aufga-
benerfüllung identifiziert werden müssen. 
Administrativnummern und die dazugehö-
rigen Merkmale im UID-Register sind nicht 
öffentlich.

Die Administrativnummern können sei-
tens BFS mit sehr geringem zusätzlichem 
Aufwand geführt werden, erlauben aber 
seitens der anderen Behörden eine massiv 
günstigere Einführung der UID. Zudem 
bietet diese zum Beispiel für die heute 104 
Ausgleichskassen einen grossen Nutzen, 
weil diese heute noch über keine einheitli-
che Nummerierung der Beitragszahler ver-
fügen.

Die Vernehmlassung und die Regulie-
rungsfolgeabschätzung4 haben ergeben, 
dass verschiedenenorts auch eine Be-
triebsnummer erwünscht wäre. So ist zum 
Beispiel für Blaulicht-Organisationen im 
Zusammenhang mit Gefahrenstandorten 
oder in der Lebensmittelkette der konkrete 
Betriebsstandort wesentlich. Auch zu den 
meisten anderen Wirtschaftszweigen aus-
serhalb des Dienstleistungsbereichs kann 
gesagt werden, dass diese grundsätzlich 
einen Mehrnutzen aus der Identifikation 
von Betrieben ziehen könnten. Die Mög-
lichkeit der Identifikation von Betrieben 
und Arbeitsstätten soll in der Zeit nach der 
Einführung des UIDG weiterverfolgt wer-
den. Dies gleichzeitig mit der UID zu tun, 
wäre zu komplex und würde die Einfüh-
rung der UID verzögern. Für Anwendun-
gen, die dringend auf Informationen über 
Arbeitsstätten angewiesen sind, stellt das 
BUR eine Ersatzlösung dar.1

Datenpflege und UID-
Verwendung in der Verwaltung
Der Gesetzesentwurf bezeichnet Verwal-
tungseinheiten von Bund, Kantonen und 

Gemeinden sowie öffentlich-rechtliche 
Anstalten und mit öffentlich-rechtlichen 
Aufgaben betraute private Einrichtungen, 
die Datensammlungen über UID-Einhei-
ten aufgrund von deren wirtschaftlicher 
Tätigkeit führen, als UID-Stellen. Als sol-
che können beispielsweise auch Aus-
gleichskassen oder Sozialversicherungs-
anstalten gelten. Die UID-Stellen spielen 
eine wichtige Rolle bei der Vergabe der 
UID und der Aktualisierung der Daten im 
UID-Register.

Die UID-Stellen sind dazu verpflichtet, 
die UID als Identifikator anzuerkennen, die 
UID in ihren Datensammlungen zu führen, 
sie im Kontakt mit anderen UID-Stellen 
und den UID-Einheiten zu verwenden und 
neue UID-Einheiten sowie Änderungen bei 
bestehenden Einheiten zu melden, inklusi-
ve die Aufgabe der Geschäftstätigkeit ei-
ner UID-Einheit. 

UID-Stellen mit reduzierten Pflichten 
sind Organisationen, die einzig die Pflicht 
haben, die UID als Identifikator zu aner-
kennen. Sie haben üblicherweise selten 
Kontakt mit den UID-Einheiten, weshalb 
sich der Aufwand einer vollständigen Um-
stellung meist schon aus finanzieller Sicht 
nicht lohnt.

Auswirkungen auf  
E-Government
Die eindeutige Identifikation aller Teilneh-
mer ist beim elektronischen Geschäftsver-
kehr absolut zwingend. Nur so können 
Daten sicher und effizient zwischen Ver-
waltung und Wirtschaft ausgetauscht 
 werden. Die UID hat somit im Kontext von 
organisationsübergreifenden und medien-
bruchfreien Datentransaktionen eine gros-
se Bedeutung, und das UID-Register ist 
als zentrale Infrastrukturkomponente für 
viele E-Government-Projekte unabding-
bar. Bei der Einführung der UID werden die 
eCH-Standards5 berücksichtigt, und an 
deren Ausgestaltung und Weiterentwick-
lung wird aktiv mitgearbeitet. Im Rahmen 
des UID-Vorhabens sind bei eCH die 
nachstehenden Dokumente, die voraus-
sichtlich 2010 verabschiedet werden, in 
Arbeit: 
– eCH-0097 Datenstandard Unterneh-

mens identifikation
– eCH-0098 Datenstandard Unterneh- 

mens daten
– eCH-0100 Unternehmenszusatz
– eCH-0108 Datenstandard Unterneh-

mens-  Identifikationsregister (UID-Regis-
ter) (Arbeitstitel)
Mit einer guten Standardisierung soll ein 

weiterer Beitrag zu einer breiten Nutzung 
der UID in möglichst vielen Prozessen ge-
leistet werden. Die klare Semantik der Ins-
tanz der UID-Einheit und die damit ver-
bundene hohe Qualität der zugehörigen 
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Daten ergeben sich insbesondere durch 
die vielen verschiedenen Prozesse, die auf 
die gleiche Instanz Bezug nehmen.

Dass die Unternehmenslandschaft Jahr 
für Jahr ziemlich in Bewegung ist, ergibt 
sich aus den nachstehenden Zahlen, die 
sich auf die Handelsregister für 2008 be-
ziehen: Neuanmeldungen 6,6%, Adress-
mutationen und Sitzverlagerungen 7,8% 
sowie Unternehmensschliessungen 4,7% 
aller verzeichneten Unternehmen. Dies 
macht total 19,1%, wobei zu beachten ist, 
dass die UID-Einheiten, die nicht im Han-
delsregister verzeichnet sind, in der Ten-
denz noch häufiger durch Änderungen 
betroffen sind.

UID als herausforderndes 
Vorhaben
Die Einführung der UID ist ein anspruchs-
volles Projekt. Innerhalb der Verwaltung 
gibt es über alle föderalen Ebenen hinweg 
sehr viele Behörden, die Unternehmen in 
ihren Registern führen. Zur erfolgreichen 
Einführung sind gute Absprachen mit de-
ren Vertreterinnen und Vertretern notwen-
dig. Ziel ist es, eine möglichst breit abge-
stützte und effiziente Einführung der UID 
sicherzustellen. Dadurch, dass im BUR 
bereits heute eine verhältnismässig grosse 
Anzahl von Registern Daten einliefern, ist 
dem BFS die Grundgesamtheit der zu-
künftigen UID-Einheiten fast umfassend 
bekannt. Das BFS hat im Abgleich der Re-
gister auch bereits die entsprechende Be-
triebserfahrung.

Der vom Bundesrat 2007 verordnete 
Einführungstermin vom 1. Januar 2011 
stellt ebenso eine Herausforderung dar. 
Abbildung 2 zeigt oben den Gesetzge-
bungsprozess, während unten dargestellt 

ist, wie die Realisierung zeitgleich voran-
getrieben wird, damit der Termin eingehal-
ten werden kann. Die IT-Realisierung des 
UID-Registers wird zusammen mit dem 
Bundesamt für Informatik und Telekom-
munikation BIT erarbeitet und ist ab 1. Ja-
nuar 2011 einsatzfähig. Bereits im März 
2010 werden Integrationstests mit wichti-
gen Registern durchgeführt.

Ausblick
Die UID stiftet in der Verwaltung und in der 
Wirtschaft vielseitigen Nutzen. Der Daten-
austausch über Unternehmen innerhalb 
und zwischen Behörden auf allen födera-
len Ebenen wird vereinfacht und ist weni-
ger fehleranfällig. Zudem reduziert sich der 
Erfassungsaufwand durch die einmalige 
Erfassung von Daten (z.B. bei Umzug), die 
Vereinfachung der Prozesse durch Re-
duktion von Doppelspurigkeiten und die 
Vermeidung von Mehrfacheinträgen. Ein 
aktuelles und vollständiges UID-Register 
erlaubt den raschen Abgleich, gewährleis-
tet eine hohe Aktualität und erleichtert die 
Einführung zentralisierter Datenplattfor-
men.

Die UID und das UID-Register bilden zu-
dem eine wesentliche Voraussetzung für 
viele E-Government-Vorhaben und den 
elektronischen Datenaustausch mit Unter-
nehmen. Nicht zuletzt werden auch die 
Unternehmen entlastet, indem sich ein 
Unternehmen bei allen Verwaltungskon-
takten und gegenüber allen Verwaltungs-
stellen mit nur einer Nummer iden tifizieren 
kann und die Unternehmen weniger häufig 
um die gleichen Informa tionen gebeten 
werden, da diese basierend auf der UID 
innerhalb der Verwaltung (soweit erlaubt) 
ausgetauscht werden können.

Innerhalb der Wirtschaft (B2B) ermög-
licht die UID einen einfacheren und si-
chereren Kontakt mit Kunden oder 
 Geschäftspartnern und verbessert die 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für 
Unternehmen in der Schweiz.

Ein Spannungsfeld bieten kommende 
und unaufhaltbare länder- und branchen-
übergreifende Lösungen. Die Wirtschaft 
stellt sich der Globalisierung schon lange; 
bei den Behörden beginnt das Bewusst-
sein für die Globalisierung und die elektro-
nische Behördenzusammenarbeit erst im 
Rahmen der E-Government-Realisierun-
gen zu wachsen. Somit gilt jedes Argu-
ment für die UID typischerweise auch für 
noch umfassendere (beispielsweise inter-
nationale) Lösungen. Insofern stellt sich 
nicht zuletzt die Frage nach dem Sinn des 
aktuellen Handelns. Die Einführung einer 
UID in einem Staat beansprucht sehr viel 
Zeit. Wenn man sich genügend Zeit gibt, 
werden die Kosten dafür auch moderat 
sein. Wenn man sich dafür aber zu viel Zeit 
lässt oder gar keine UID einführt, wird al-
lerorts mit unverhältnismässig viel Auf-
wand weiter in Teillösungen investiert, und 
der Nutzen schmälert sich entsprechend 
(globale versus lokale Optima). 

Aus diesen Überlegungen heraus gilt es, 
möglichst rasch einen Identifikator für alle 
Unternehmen zu realisieren, der möglichst 
langfristig nutzbar ist. Mit dem UIDG befin-
den wir uns auf dem besten Weg dazu.
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Abbildung 2: Zeitrahmen für die Einführung der UID


